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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Maßnahmen, um die Arbeitsfähigkeit des 
Bundesverfassungsgerichts zu sichern. 


Bereits am 7. Januar 1952 wurde in einer interfraktionellen Be- 
sprechung unter Vorsitz des Staatssekretärs im Bundesministerium 
der Justiz im Beisein des Präsidenten und des Stellvertretenden 
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts ein Einverständnis darüber 
erzielt, daß die Arbeitsfähigkeit des Bundesverfassungsgerichts durch 
Sofortmaßnahmen gesichert werden muß. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Warum ist bisher die Vorwegbewilligung der für diese Sofort- 
maßnahmen erforderlichen Mittel noch nicht beantragt worden? 


Bonn, den 14. Mai 1952 


Dr. Arndt Dr. Greve Wagner 
Ollenhauer und Fraktion 
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